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Landkreis Lüneburg
 D E R  L A N D R A T

Büro Landrat Vorlagenart Vorlagennummer
Verantwortlich: Britta Ammoneit
Datum: 06.03.2015 Beschlussvorlage 2015/047

Öffentlichkeitsstatus: öffentlich

Beratungsgegenstand:
Mitgliedschaft im Kreistag
a) Feststellung des Sitzverlustes der Kreistagsabgeordneten Sabine Brunke-Reubold
b) Verpflichtung von Thomas Rieckmann

Produkt/e:
111-110 Büro Landrat

Beratungsfolge
Status Datum Gremium
Ö 23.03.2015 Kreistag

Anlage/n:
Pflichtenbelehrung 
 
Beschlussvorschlag:
Der Sitzverlust der Kreistagsabgeordneten Sabine Brunke-Reubold wird aufgrund ihrer Verzichtserklärung 
vom 12.02.2015 festgestellt (§ 52 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 2 NKomVG).

Im Anschluss ist der Nachfolger Thomas Rieckmann durch den Landrat zu verpflichten (§ 60 NKomVG). Er ist 
gemäß § 54 NKomVG i.V.m. § 43 NKomVG auf die Pflichten nach den §§ 40 bis 42 NKomVG hinzuweisen.

Sachlage:

Die Kreistagsabgeordnete Sabine Brunke-Reubold hat mit Schreiben vom 12.02.2015 mitgeteilt, dass 
sie ihr Kreistagsmandat niederlegt. Gemäß § 52 Abs. 2 NKomVG hat der Kreistag den Sitzverlust in 
seiner nächsten Sitzung festzustellen. Frau Brunke-Reubold ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben.

Nachfolger ist Herr Thomas Rieckmann, der am 20.02.2015 die Annahme des Mandats erklärt hat. 
Seine Mitgliedschaft im Kreistag beginnt am 23.03.2015 mit der Feststellung des Sitzverlustes der 
Kreistagsabgeordneten Sabine Brunke-Reubold.

Gemäß § 60 NKomVG ist Herr Rieckmann in der ersten Kreistagssitzung nach Annahme des Mandats 
förmlich zu verpflichten, 

seine Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen
unparteiisch wahrzunehmen und die Gesetze zu beachten.
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Die Mitglieder des Kreistages üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, nur durch 
Rücksicht auf das öffentliche Wohl geleiteten Überzeugung aus. Sie sind nicht an Verpflichtungen 
gebunden, durch die die Freiheit ihrer Entschließung als Mitglieder des Kreistages beschränkt wird (§ 54 
Abs. 1 NKomVG).

Wer zu ehrenamtlicher Tätigkeit bestellt wird, ist gemäß § 54 NKomVG i.V.m. § 43 NKomVG auf die 
Pflichten nach den §§ 40 bis 42 NKomVG hinzuweisen.

Verletzen Abgeordnete vorsätzlich oder grob fahrlässig ihre Pflichten, verstoßen sie insbesondere gegen 
die ihnen in den §§ 40 bis 42 auferlegten Verpflichtungen, so haben sie der Kommune den daraus 
entstehenden Schaden zu ersetzen (§ 54 Abs. 4 NKomVG).

Die §§ 40 bis 42 NKomVG sind dieser Vorlage im Wortlaut als Anlage beigefügt.
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NKomVG § § 3 5 - 3 8 

§ 35 Bürgerbefragung 

'D ie Vertretung kann in Angelegenheiten der Kommune eine Befragung 
der Bürgerinnen und Bürger beschließen. 2 Satz 1 gilt nicht in Angelegen­
heiten einzelner Mitglieder der Vertretung, des Hauptausschusses, der 
Stadtbezirksräte, der Ortsräte und der Ausschüsse sowie der Beschäftig­
ten der Kommune. Einzelhei ten sind durch Satzung zu regeln. 

§ 36 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 

'Gemeinden und Samtgemeinden sollen Kinder und Jugendliche bei P la­
nungen und Vorhaben, die deren Interessen berühren, in angemessener 
Weise beteiligen. 2 Hierzu sollen die Gemeinden und Samtgemeinden 
über die in diesem Gesetz vorgesehene Beteiligung der Einwohnerinnen 
und Einwohner hinaus geeignete Verfahren entwickeln und durchführen. 

§ 37 Hilfe bei Verwaltungsangelegenheiten 

(1) Die Gemeinden sind ihren Einwohnerinnen und Einwohnern in den 
Grenzen ihrer Verwaltungskraft dabei behilflich, Verwaltungsverfahren 
einzuleiten, auch wenn sie für deren Durchführung nicht zuständig sind. 

(2) Die Gemeinden haben Vordrucke für Anträge, Anzeigen und Meldun­
gen bereitzuhalten, die ihnen von anderen Behörden überlassen werden. 

(3) 'Die Gemeinden haben Anträge, die beim Landkreis, bei der Region 
Hannover oder bei einer Landesbehörde einzureichen sind, entgegenzu­
nehmen und unverzüglich an die zuständige Behörde weiterzuleiten. 2 Die 
bei der Gemeinde eingereichten Anträge gelten als bei der zuständigen 
Behörde gestellt, soweit Bundesrecht dem nicht entgegensteht. 3 Rechts-
behelfe sind keine Anträge im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 38 Ehrenamtliche Tätigkeit 

(1) Ehrenamtliche Tätigkeit ist eine wesentliche Grundlage der kommu­
nalen Selbstverwaltung. 

(2) 'Die Bürgerinnen und Bürger sind verpflichtet, Ehrenämter und sons­
tige ehrenamtliche Tätigkeiten für die Kommune zu übernehmen und aus­
zuüben. 2 D a s Ehrenamt der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers und 
der Gleichstellungsbeauftragten kann von der Kommune nur mit Einver­
ständnis der jeweiligen Person übertragen werden. 3 Anderen Personen 
als Bürgerinnen und Bürgern kann die Kommune Ehrenämter und sons-
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§ § 3 9 , 4 0 NKomVG 

tige ehrenamtliche Tätigkeiten ebenfalls nur mit deren Einverständnis 
übertragen. 

(3) Die Kommune kann die Übertragung einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
jederzeit aufheben; eine Übertragung auf Zeit kann ohne Zustimmung des 
ehrenamtlich Tätigen nur aufgehoben werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

§ 39 Verhinderung 

(1) Die Übernahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit kann abgelehnt und 
die Aufhebung der Übertragung verlangt werden, wenn der Bürgerin oder 
dem Bürger die Tätigkeit wegen des Alters, des Gesundheitszustandes, 
der Berufs- oder Familienverhältnisse oder wegen eines sonstigen per­
sönlichen Umstandes nicht zugemutet werden kann. 

(2) 'Wer ohne einen Grund nach Absatz 1 die Übernahme einer ehren­
amtlichen Tätigkeit ablehnt oder ihre Ausübung verweigert, handelt ord­
nungswidrig. 2 Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet 
werden. 3Zuständige Behörde nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist die Kom­
mune. "Der Hauptausschuss, bei Abgeordneten die Vertretung, entschei­
det, ob eine Ordnungswidrigkeit verfolgt und geahndet wird. 5 lm Übrigen 
trifft die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte die 
erforderlichen Maßnahmen. 

jHO^Amtsvejjs^hi^ 

(1) ' Ehrenamtlich Tätige haben über Angelegenheiten, deren Geheimhal­
tung durch Gesetz oder dienstliche Anordnung vorgeschrieben oder der 
Natur der Sache nach erforderlich ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies 
gilt auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit. 2 Von dieser Verpflichtung 
werden ehrenamtlich Tätige auch nicht durch persönliche Bindungen be­
freit. 3 S ie dürfen die Kenntnis von Angelegenheiten, über die sie ver­
schwiegen zu sein haben, nicht unbefugt verwerten. "Sie dürfen ohne 
Genehmigung über solche Angelegenheiten weder vor Gericht noch au­
ßergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. 5 Die Genehmigung 
wird für ihre Mitglieder von der Vertretung erteilt. 6 Be i den übrigen ehren­
amtlich Tätigen erteilt der Hauptausschuss die Genehmigung; er kann 
diese Zuständigkeit auf die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptver­
waltungsbeamten übertragen. 

(2) Wer die Pflichten nach Absatz 1 vorsätzlich oder grob fahrlässig ver­
letzt, handelt ordnungswidrig, wenn die Tat nicht nach § 203 Abs. 2 oder 
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NKomVG § 41 

nach § 353 b des Strafgesetzbuchs (StGB) bestraft werden kann; § 39 
Abs. 2 Sätze 2 bis 4 gilt entsprechend. 

§ 41 Mitwirkungsverbot 

(1) 'Ehrenamtlich Tätige dürfen in Angelegenheiten der Kommunen nicht 
beratend oder entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung einen un­
mittelbaren Vorteil oder Nachteil für folgende Personen bringen kann: 

1. sie selbst, 

2. ihre Ehegattin, ihren Ehegatten, ihre Lebenspartnerin oder ihren Le­
benspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, 

3. ihre Verwandten bis zum dritten oder ihre Verschwägerten bis zum 
zweiten Grad während des Bestehens der Ehe oder der Lebenspart­
nerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder 

4. eine von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person. 
2 Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich aus der 
Entscheidung selbst ergibt, ohne dass, abgesehen von der Ausführung 
von Beschlüssen nach § 85 Abs. 1 Nr. 2, weitere Ereignisse eintreten oder 
Maßnahmen getroffen werden müssen. 3 Satz 1 gilt nicht, wenn die ehren­
amtlich Tätigen an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als An­
gehörige einer Berufs- oder einer Bevölkerungsgruppe beteiligt sind, 
deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 gilt auch für ehrenamtlich 
Tätige, die gegen Entgelt bei einer natürlichen oder juristischen Person 
des öffentlichen oder privaten Rechts oder einer Vereinigung beschäftigt 
sind, wenn die Entscheidung diesen Dritten einen unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil bringen kann. 

(3) Das Verbot des Absatzes 1 Sätze 1 und 2 gilt nicht für 

1. die Beratung und Entscheidung über Rechtsnormen, 

2. Beschlüsse, welche die Besetzung unbesoldeter Stellen oder die Ab­
berufung aus ihnen betreffen, 

3. Wahlen, 

4. ehrenamtlich Tätige, der dem Vertretungsorgan einer juristischen 
Person als Vertreterin oder Vertreter der Kommune angehören. 

(4) 1 Wer annehmen muss, nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 an 
der Beratung und Entscheidung gehindert zu sein, hat dies vorher mitzu­
teilen. 2 O b ein Mitwirkungsverbot besteht, entscheidet die Stelle, in der 
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§§ 42, 43 NKomVG 

oder für welche die ehrenamtliche Tätigkeit ausgeübt wird. 3 Wird über eine 
Rechtsnorm beraten oder entschieden (Absatz 3 Nr. 1), als hat die ehren­
amtlich tätige Person vorher mitzuteilen, wenn sie oder eine der in 
Absatz t Satz 1 oder Absatz 2 genannten Personen ein besonderes per­
sönliches oder wirtschaftliches Interesse am Erlass oder Nichterlass der 
Rechtsnorm hat. 

(5) 'Wer nach den Vorschriften der Absätze 1 und 2 gehindert ist, an der 
Beratung und Entscheidung einer Angelegenheit mitzuwirken, hat den 
Beratungsraum zu verlassen. 2 Be i einer öffentlichen Sitzung ist diese 
Person berechtigt, sich in dem für Zuhörerinnen und Zuhörer bestimmten 
Teil des Beratungsraumes aufzuhalten. 

(6) 'E in Beschluss, der unter Verletzung der Vorschriften der Absätze 1 
und 2 gefasst worden ist, ist unwirksam, wenn die Mitwirkung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. 2 § 10 Abs. 2 Satz 1 gilt jedoch 
entsprechend. 3 Wenn eine öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses 
nicht erforderlich ist, beginnt die Frist nach § 10 Abs. 2 Satz 1 mit dem 
Tag der Beschlussfassung. 

§ 42 Vertretungsverbot 

(1) 'Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamte dürfen Dritte nicht vertreten, 
wenn diese ihre Ansprüche und Interessen gegenüber der Kommune gel­
tend machen; hiervon ausgenommen sind Fälle der gesetzlichen Vertre­
tung. 2 Für andere ehrenamtlich Tätige gilt das Vertretungsverbot des 
Satzes 1, wenn die Vertretung im Rahmen ihrer Berufsausübung erfolgen 
und mit den Aufgaben ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit im Zusammenhang 
stehen würde. 

(2) Feststellungen über das Vorliegen der Voraussetzungen des Absat­
zes 1 trifft die Vertretung. 

§ 4 3 Pflichtenbelehrung 

'Ehrenamtlich Tätige sind durch die Hauptverwaltungsbeamtin oder den 
Hauptverwaltungsbeamten vor Aufnahme ihrer Tätigkeit auf ihre Pflichten 
nach den §§ 40 bis 42 hinzuweisen. 2 Der Hinweis ist aktenkundig zu ma­
chen. 
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